
  

  6.3.2023 -   Entscheidungen Leitsätze  

Bundesgerichtshof, Beschluss v. 23.11.2022 – XII ZB 384/22

1. Die Verwertung eines Sachverständigengutachtens als Grundlage einer Entscheidung in der
Hauptsache gemäß § 37 II FamFG setzt voraus, dass das Gericht den Beteiligten Gelegenheit zur
Stellungnahme eingeräumt hat. Insoweit ist das Gutachten in seinem vollen Wortlaut dem
Betroffenen im Hinblick auf seine Verfahrensfähigkeit (§ 316 FamFG) grundsätzlich rechtzeitig
vor dem Anhörungstermin zu überlassen, um ihm Gelegenheit zu geben, sich zu diesem und den
sich hieraus ergebenden Umständen zu äußern (im Anschluss an Senatsbeschluss v. 24.3.2021 –
XII ZB 445/20 –, FamRZ 2021, 1240 {FamRZ-digital | FamRZ bei juris}).

2. Hat das Amtsgericht die Hinausgabe des Sachverständigengutachtens an den Betroffenen verfügt
und ist diese Verfügung ausgeführt, so hat das Amtsgericht grundsätzlich seine Verpflichtung
erfüllt, dem Betroffenen das Gutachten im vollen Umfang zu überlassen. Anders verhält es sich
aber dann, wenn das Amtsgericht aufgrund weiterer Umstände gleichwohl nicht auf die
erfolgreiche Übermittlung des Gutachtens an den Betroffenen vertrauen kann.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2023, Heft 6, m. Anm. Georg Dodegge.
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